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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher und 
versorgungsrechtlicher Vorschriften 1980 
- Drucksachen 8/3624, 8/4203, 8/4221 - 

und zu dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bund esbesoldungsgesetzes 
- Drucksachen 8/2877, 8/4203, 8/4221 - 

und zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 
- Drucksachen 8/3194, 8/4203, 8/4221 - 

Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 

Mit den Gesetzentwürfen soll die Lösung dringlicher 
struktureller Probleme des Besoldungs- und Versor-
gungsrechts und die Entlastung der linearen Anpas-
sung nach §§ 14 BBesG und 70 BeamtVG von Struktur-
problemen erreicht werden. Dazu sind in der 
Zusammenstellung und in der Fassung der Beschluß-
empfehlung des federführenden Innenausschusses 

eine Reihe von Maßnahmen, wie zum Beispiel die Ein-
führung. eines Spitzenamtes A 9 mit Amtszulage für 
herausgehobene Funktionen im gesamten mittleren 
Dienst, die Erstreckung der Polizeizulage auf Beamte 
der Zoll- und Bahnfahndung, beschlossen worden, die 
im einzelnen und mit deren Kostenfolgen in der 
nachfolgenden Zusammenstellung aufgeführt sind. 
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Mehrkosten des Besoldungsstrukturgesetzes 1980 
in der Fassung der Beschlüsse des Innenausschusses am 12. Juni 1980 

— in Millionen DM 1) — 

Kostenwirksame Maßnahmen 

Bund Bahn Post Länder Gemeinden 
Sonstige 
(Sozialver

-s icherung u. a.) 

Jahres

-

betrag 

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr- 
 kosten 

1980, 

Jahres

-

betrag 

Mehr

-

kosten 
1980 

1. Einführung eines neuen 
Spitzenamtes A 9 + 
Amtszulage im gesamten 
mittleren Dienst (Artikel  
1 Nr. 17 c Doppelbuch-
staben bb und dd — für 
Soldaten s. unter 7 b) — . 2,1 11,3 11,8 17,1 8,2 0,3 

2. Verbesserter Besitzstand 
beim Aufstieg (Artikel 1 
Nr. 1) 	  0,6 nur 0,9 — 0,5 — 3,6 0,4 0,5 

BGS: 
unwe

-

sentlich 

3. Erstreckung Polizeizu-
lage auf Zollfahndung, 
Bahnfahndung, Feld-
jäger (Artikel 1 Nr. 16b 
— Anlage 1 Zulage Nr. 9) 
—ab 1. Juli 1980— 	 1,6 0,9 0,4 0,2 — — —— —— — - 
davon: 
Soldaten 
1,1 Millionen 
Zoll 
0,5 Millionen 

4. Einstufung des 1. Präsi

-

denten der Fachhoch-
schule des Bundes in 

unwesentlich 

B 6 (Artikel 1 Nr. 18b) . . (5 500 — — — • — — — — — — — 
DM)  

5. Erhöhung der Gitterzu-
lage von 70 auf 90 DM 
(Artikel 1 Nr. 16b — An

-

lage 1 Zulage Nr. 12) 	 — .— — — — — 4,4 2)  2,0 unwesentlich - — 

6. Auslandsbesoldung 
(Artikel 1 Nr. 8,21) 	 0,2 0,1 — — — — —— —— — — 

7. Verbesserungen im Ver-
teidigungsbereich 
a) Erhöhung Ortszu-

schlag für „Kaser-
nierte" (Artikel 1 
Nr. 20) 
— ab 1. Juli 1980 — 
davon für: ' 
Soldaten 
11,9 Millionen (6,4) 
BGS 
1,6 Millionen (0,9) 13,5 7,3 — — — — 0,1 unwesentlich - - - 
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Sonstige 
Bund Bahn Post Länder Gemeinden (Sozialver

-

sicherung u. a.) 
Kostenwirksame Maßnahmen 

Jahres

-

betrag 

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag 

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag  

Mehr

-

kosten 
1980  

Jahres

-

betrag 

Mehr

-

kosten 
1980 

b) Einführung eines 
neuen Dienstgrades 
A 9 + Amtszulage für 
gewisse Hauptfeld-
webel (Artikel 1 
Nr. 17 c) Doppelbuch-
staben bb und dd 	 3,0 - - - - - - - - - - 

c) Erhöhung Stellenan-
teil für Hauptfeldwe-
bel in A 9 von 15 % auf 
25 % in 1980 und 1981 
(Artikel l Nr. 17c Dop-
pelbuchstaben cc) 	 4,6 1,5 - - - - - - - - - - 

d) Vergütung für Spit-
zendienstzeiten für 
Berufs- und Zeitsolda

-

ten (Artikel 1 Nr. 6) bis ca. ca. 
-ab 1. Juli 1980- . . 100,0 50,0 - - - - - - - - - - 

e) Wehrsolderhöhung 
als Spitzendienstaus-
gleich (Artikel 8) ca. . 
ab 1. Juli 1980 	 50,0 25,0 

(Summe Nr. 3) 	 (171,1) (83,8)  

8. Anrechnung von Wehr

-

dienstzeiten beim Ur

-

laubsgeld (Artikel 6) 
-ab 1. Juli 1980- 	 2,5 1,3 0,2 0,1 0,2 0,1 1,0 0,5 0,1 

9. Maßnahmen mit gerin

-

gerem finanziellem Ge-
wicht, z. B. Überleitung 

 

 

Professoren, Sonderzu

-

schußplanstellen (Arti

-

kel 2) Zulage für Leiter 
landwirtschaftlicher Be-
hörden und Schulen (Ar-
tikel 1 Nr. 16b) Anl. 1 
Zulage Nr. 13 a) 	 - - - - - - - unwesentlich - - - 

10. Verzicht auf Zwei-Jah

-

res-Frist für Ruhegehalts

-

fähigkeit bei durch Ge-
setz neugeschaffenen 

. 
- 

Ämtern (Artikel 7 Nr. 1, 
Artikel 7 a) ab 1. Juli 
1979 - praktische Be-
deutung für neues Amt  
A 9 + Z- 	 0,1 0,1 0,1 - 0,1 - 0,3 0,4 0,1 - 0,1 - 

Summe 	 178,2 86,2 12,9 0,3 12,6 0,1 26,5 2,9 8,8 - 0,9 - 

davon: Verteidigungs-
bereich 	 169,5 82,9 3) 
übriger Bereich . 8,7 3,3 

1) Bei den Mehrkosten 1980 ist der 1. August 1980 als Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes (Beginn des der Verkündung 
folgenden Monats) unterstellt, soweit nicht frühere gesetzlich festgelegte Zeitpunkte zu berücksichtigen waren. 

2) zuzüglich Kosten für Arbeitnehmer geschätzt: 2,8 Millionen DM 
3) davon 80,0 Millionen im Epl. 14 Bundeshaushaltsplan 1980 veranschlagt. 
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Der Gesetzentwurf führt also zu Mehrausgaben bei 
Bund, Bundesbahn, Bundespost, bei den Ländern, den 
Gemeinden und sonstigen Institutionen wie Sozial-
versicherungsträgern. 

Der Gesetzentwurf soll grundsätzlich zum 1. August 
1980 in Kraft treten, soweit nicht bei einzelnen Bestim-
mungen andere Termine vorgeschlagen sind. Auf den 
Bundeshaushalt entfallen zusammengefaßt die 
folgenden Kosten: 

insgesamt 

davon 

Verteidi

-

gungsbereich 
übrige 
Bereiche 

in DM in DM in DM 

1980 86 200 000 82 900 000 3 300 000 
1981 und 
Folgejahre 178 200 000 169 500 000 8 700 000 

Diese Mehrkosten sind im Bundeshaushalt 1980 
für den Verteidigungsbereich im Epl. 14, für den 
übrigen Bereich bei den Personalverstärkungsaus-
gaben des Epl. 60 veranschlagt. Für die Folgejahre 
sind sie in der Finanzplanung des Bundes 
fortgeschrieben. 

Der Gesetzentwurf ist somit mit dem Haushalt 
vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf .der vom federführenden 
Innenausschuß vorgelegten Beschlußempfehlung 
zu dem Gesetzentwurf. 

Bonn, den 18. Juni 1980 

Der Haushaltsausschuß 

Dr. Bußmann 

Stellv. Vorsitzender 

Dr. Riedl (München) 

Berichterstatter 


